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Stadt Geilenkirchen 66. Änderung des Flächennutzungsplanes 
 Erweiterung GE Fürthenrode  
 
 

Umweltbericht  
 
einschließlich Artenschutzprüfung  
 
 
 
1.   Einleitung 
 
1.1   Kurzdarstellung des Inhaltes und der wichtigsten Ziele 
 
Angaben zum Standort 
 
Das Plangebiet liegt in Geilenkirchen-Niederheid, östlich der Landstraße (ehemals B 221) 
zwischen einem Regenrückhaltebecken und der Straße nach Hochheid. Es handelt sich um 
einen Teil des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 96 der Stadt Geilenkirchen. 
 
Die Größe des Plangebietes beträgt ca. 1,86 ha.  
 

 
 
Wichtigste Ziele 
 
Das Gebiet ist bislang unbebaut und landwirtschaftlich genutzt. Es besteht die Absicht, im 
Rahmen einer Betriebserweiterung ein in Geilenkirchen ortsansässiges Autohaus dort 
anzusiedeln.   
 
Ziel und Zweck der Planung ist es, die überbaubare Fläche so zu vergrößern, dass die 
Gewerbefläche für die Expansionsabsichten des Interessenten auskömmlich und damit sein 
Fortbestehen in Geilenkirchen gesichert wird. Daher ist es erforderlich, den 
Flächennutzungsplan zu ändern. 
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Bedarf an Grund und Boden / Inhalt und Beschreibung der Darstellungen  
 
Das gesamte Plangebiet umfasst  eine  Größe  von  ca. 1, 86 ha. Die im Flächennutzungs-
plan bislang dargestellte Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung 
von Boden, Natur und Landschaft wird auf ca. 0,34 ha verkleinert. Gleichzeitig wird die Dar-
stellung „Gewerbegebiete“ erweitert.  
 
1.2   Umweltschutzziele 
 
Fachgesetze 
 
Aufgrund der Planung ist ein Eingriff in Natur und Landschaft im Sinne des § 14 Bundesna-
turschutzgesetz (BNatSchG) zu erwarten. Nach § 18 BNatSchG ist über die Vermeidung, 
den Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu entscheiden.  
 
Die Vermeidung und der Ausgleich sind nach § 1 a Abs. 3 Baugesetzbuch (BauGB) in der 
Abwägung zu berücksichtigen. Der Ausgleich erfolgt soweit möglich durch geeignete Darstel-
lungen.  
 
Zudem sind die in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB genannten Belange des Umweltschutzes in der 
Abwägung zu berücksichtigen.  
 
Nach § 1 a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam umgegangen werden. 
 
Nach § 1 a Abs. 3 BauGB ist der Grundsatz des Klimaschutzes ebenfalls in der Abwägung 
zu berücksichtigen. 
 
Gemäß § 44 Abs. 1 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) in Verbindung mit § 44 Abs. 5 
und 6 sowie § 45 Abs. 7 BNatSchG ist eine Artenschutzprüfung durchzuführen. Damit sind 
die entsprechenden Bestimmungen des Artenschutzes der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie 
(FFH-RL) (Art. 12, 13, 16 FFH-RL) und der Vogelschutz-Richtlinie (V-RL) (Art. 5, 9, 13 V-RL) 
in nationales Recht umgesetzt worden. Auf die entsprechenden Ausführungen unter Nr. 
2.1.1 wird verwiesen. 
 
Die Umweltschutzziele wurden soweit möglich durch Darstellungen im Flächennutzungsplan 
berücksichtigt. Auf die weiteren Erläuterungen, insbesondere unter Nr. 2.3, wird verwiesen. 
 
Fachplanungen 
 
Die Fläche liegt im Geltungsbereich des Landschaftsplanes "Geilenkirchener Wurmtal". Es 
gilt das Entwicklungsziel 7 "Erhaltung von geomorphologisch prägenden Landschaftsteilen 
und ihre Hervorhebung sowie ökologische Aufwertung durch Anreicherung mit gliedernden 
und belebenden Elementen“.  
 
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung oder FFH- und Vogelschutzgebiete sind von der 
Planung nicht betroffen.  
 
Sonstige Planungen anderer Planungsträger liegen nicht vor. 
 
2.   Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 
2.1   Bestandsaufnahme 
 
Der Umweltzustand und die besonderen Umweltmerkmale im heutigen Zustand werden 
nachfolgend auf das jeweilige Schutzgut bezogen dargestellt, um die eventuelle Empfindlich-
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keit von Umweltmerkmalen gegenüber der Planung herauszustellen und Hinweise auf ihre 
Berücksichtigung im Zuge der planerischen Überlegungen zu geben. Zu berücksichtigen 
hierbei ist allerdings der Umstand, dass eine Bebauung in weiten Teilen nach den Darstel-
lungen des Flächennutzungsplanes und den Festsetzungen des bestehenden Bebauungs-
planes Nr. 96, der parallel geändert wird, bereits heute möglich ist und sich der Umweltbe-
richt auf die Erweiterung der gewerblich nutzbaren Fläche und die Verkleinerung der Maß-
nahmenfläche bezieht. 
 
Die mit der Planung verbundenen Umweltveränderungen und –auswirkungen sollen heraus-
gestellt werden, um daraus Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
erheblich negativer Umweltauswirkungen ableiten zu können. 
 
2.1.1 Schutzgut Tiere und Pflanzen / Artenschutz 
 
Beschreibung 
 
Auf der Grundlage des Bundesnaturschutzgesetzes sind Tiere und Pflanzen als Bestandteile 
des Naturhaushaltes in ihrer natürlichen und historisch gewachsenen Vielfalt zu schützen. 
Ihre Lebensräume sowie sonstigen Lebensbedingungen sind zu schützen, zu pflegen, zu 
entwickeln und ggf. wiederherzustellen.  
 
Die überwiegende intensive landwirtschaftliche Nutzung (Acker) bedingt eine Verarmung an 
naturnahen Elementen und damit verbunden eine eher geringe Artenvielfalt von wild leben-
den Tieren. Hinzu kommt die Vorbelastung im Westen durch die Landstraße und das vor-
handene Gewerbegebiet Niederheid jenseits der Landstraße. 
 
Nach den Darstellungen des gültigen Flächennutzungsplanes und des bestehenden Bebau-
ungsplanes Nr. 96 könnte ein Großteil der Fläche bereits heute versiegelt werden und stün-
de demnach als Lebensraum für Tiere und Pflanzen nicht zur Verfügung. 
 
Durch die planerische Verkleinerung des Pflanzstreifens von derzeit 30,0 m auf 15,0 m wird 
Tieren und Pflanzen potenzieller Lebensraum entzogen, der allerdings die o. a. Vorbelastun-
gen aufweisen würde. 
 
Aus den §§ 44 Abs. 1, 5, 6 und 45 Abs. 7 BNatSchG ergibt sich die Notwendigkeit einer Ar-
tenschutzprüfung.  
 
Im Zusammenhang mit der Bauleitplanung und der Genehmigung von Vorhaben sind für die 
europäisch geschützten Arten die in § 44 Abs. 1 BNatSchG formulierten Zugriffsverbote zu 
beachten.  
 
Es ist verboten, 
 
1. 
wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu ver-
letzen oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschä-
digen oder zu zerstören, 
 
2. 
wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während 
der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich 
zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszu-
stand der lokalen Population einer Art verschlechtert, 
 
3. 
Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten 
aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 
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4. 
wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus 
der Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören 
(Zugriffsverbote). 
 
Vorhaben in diesem Zusammenhang sind nach § 15 BNatSchG i.V.m. §§ 4 ff Landschafts-
gesetz zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft sowie nach den Vorschriften des Bauge-
setzbuches zulässige Vorhaben (§§ 30, 33, 34, 35 BauGB). 
 
In dem Fachinformationssystem „@LINFOS“ des Landesamtes für Natur, Umwelt und 
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV) sind für das Plangebiet keine planungsre-
levanten Arten kartiert worden. Aufgrund der landwirtschaftlichen Nutzung und den weiteren 
Vorbelastungen hinsichtlich der benachbarten Landstraße und des vorhandenen Gewerbe-
gebietes Fürthenrode ist das Auftreten planungsrelevanter Arten sehr unwahrscheinlich. Ge-
schützte Arten traten bislang im Plangebiet insofern auch nicht wahrnehmbar in Erschei-
nung.  
 
Bewertung 
 
Die Fläche wird mit der zusätzlichen Baugebietsentwicklung verändert. Durch die Vergröße-
rung der Bauflächen wird potenzieller Lebensraum entzogen. Dies ist gleichzeitig als Eingriff 
in Natur und Landschaft im Sinne des § 14 BNatSchG zu sehen. Insofern ist von einer Er-
heblichkeit der Umweltauswirkungen, bezogen auf Pflanzen und Tiere, auszugehen.  
 
Die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG werden durch die 2. Änderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 96 der Stadt Geilenkirchen nicht verletzt. 
 
Ein Protokoll über die Artenschutzprüfung (Gesamtprotokoll) ist diesem Umweltbericht als 
Anlage beigefügt. 
 
2.1.2 Schutzgut Boden 
 
Beschreibung 
 
Die natürlichen Bodenfunktionen sind in weiten Teilen nutzungsbedingt eingeschränkt. Die 
Überprägung der Böden durch intensive landwirtschaftliche Nutzung mit entsprechendem 
Pflanzenschutz- und Düngemittelauftrag ist als erhebliche Vorbelastung zu beurteilen. Insge-
samt besitzt das Schutzgut Boden im Plangebiet als unversiegelte Fläche eine geringe Be-
deutung für die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes. 
 
Durch die planerische Verkleinerung des Pflanzstreifens von derzeit 30,0 m auf 15,0 m wird 
eine zusätzliche Bodenversiegelung vorbereitet. 
 
Nach derzeitigem Kenntnisstand liegen keine Altlasten oder Altlastenverdachtsflächen vor. 
 
Mit Grund und Boden soll gemäß § 1 a Abs. 2 BauGB sparsam umgegangen werden. Der 
Bebauungsplan trägt dem Bedarf nach gewerblichen Bauflächen Rechnung. Eine Wieder-
nutzung von bereits versiegelten, sanierten, baulich veränderten oder bebauten Flächen so-
wie eine Nachverdichtung oder andere Maßnahmen zur Innenentwicklung sind nicht möglich.  
 
Der möglichst sparsame Umgang mit Grund und Boden wurde berücksichtigt, indem sich der 
Bebauungsplan auf die konkret benötigten Flächen beschränkt. Darstellungen zur Begren-
zung von Bodenversiegelungen können im Flächennutzungsplan als Grobplanung nicht ge-
troffen werden und bleiben ggf. dem parallelen Bebauungsplanverfahren (2. Änderung BP 
96) vorbehalten.  
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Bewertung 
 
Aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung liegt im Planbereich eine geringe Wer-
tigkeit des Bodens vor. Der Flächennutzungsplan bereitet schon heute in erheblichem Um-
fang eine Versiegelung vor. 
 
Gleichwohl stellt die zusätzliche Überbauung und Flächenversiegelung einen Eingriff in den 
Bodenhaushalt dar.  
 
Die Erweiterung der zukünftigen Nutzung als gewerbliche Baufläche birgt zudem ein erhöh-
tes Risiko betriebsbedingter Schadstoffeinträge. 
 
2.1.3 Schutzgut Wasser 
 
Beschreibung 
 
Oberflächengewässer liegen im Plangebiet nicht vor.  
 
Die Fläche liegt nicht innerhalb einer Wasserschutzzone. Sie ist lediglich für die Grundwas-
serneubildung von Bedeutung. 
 
Das Plangebiet ist von durch Sümpfungmaßnahmen des Braunkohlebergbaus bedingten 
Grundwasserabsenkungen betroffen. Die Grundwasserabsenkungen werden, bedingt durch 
den fortschreitenden Betrieb der Braunkohletagebaue, noch über einen längeren Zeitraum 
wirksam bleiben. Eine Zunahme der Beeinflussung der Grundwasserabstände im Planungs-
gebiet in den nächsten Jahren ist nach heutigem Kenntnisstand nicht auszuschließen. Nach 
Beendigung der bergbaulichen Sümpfungsmaßnahmen ist ein Grundwasserwiederanstieg zu 
erwarten. Dieser wäre aufgrund ausreichender Flurabstände unproblematisch. 
 
Sowohl im Zuge der Grundwasserabsenkung als auch bei einem späteren Grundwasseran-
stieg sind hierdurch bedingte Bodenbewegungen möglich. 
 
Bewertung 
 
Zu berücksichtigen ist, dass durch den Dünge- und Pflanzenschutzmitteleintrag im Zusam-
menhang mit der landwirtschaftlichen Nutzung beim Versickern des Regenwassers heute 
auch Schadstoffe in das Grundwasser gelangen können. Das gleiche gilt bei Nutzung der 
Fläche als Gewerbegebiet. Das Plangebiet besitzt hinsichtlich der Qualität des Grundwas-
sers daher keine Bedeutung. 
 
Im Bereich der Ausgleichsfläche werden keine Dünge- und Pflanzenschutzmittel verwendet, 
was sich positiv auf die Grundwasserqualität auswirken dürfte. Durch die Verkleinerung des 
Pflanzstreifens wird sich keine Verschlechterung der Grundwasserqualität ergeben, sondern 
möglicherweise lediglich eine Verringerung der Niederschlagswasserversickerung vor Ort. 
 
Insofern verbleiben in Bezug auf das Schutzgut Wasser keine erheblichen nachteiligen Um-
weltauswirkungen. 
 
Je nach Ausgestaltung der gewerblichen Nutzungen besteht aber ein erhöhtes Risiko von 
Schadstoffeinträgen in das Grundwasser. 
 
2.1.4 Schutzgut Luft und Klima 
 
Beschreibung 
 
Klimatisch betrachtet ist die Vergrößerung der Baufläche zu Lasten des Pflanzstreifens nicht 
von Bedeutung. Auch für die Frischluftströmung spielt die Verschiebung der überbaubaren 
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Fläche keine spürbare Rolle. Vorbelastungen bestehen durch das angrenzende Gewerbege-
biet und die Umgehungsstraße.  
 
Auch die regelmäßig mit Bebauung freier Landschaftsräume verbundenen Umweltauswir-
kungen aus ansteigender verkehrlicher und allgemeiner Erwärmung aufgrund Überbauung 
und abnehmender Luftzirkulation werden für sich gesehen ein wahrnehmbares Maß nicht 
erreichen. 
 
Bewertung 
 
Aufgrund der in der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 96 zulässigen Betriebsarten wer-
den keine nennenswerten Luftschadstoffemissionen verursacht.  
 
2.1.5 Schutzgut Landschaft 
 
Beschreibung 
 
Die Vergrößerung der Baufläche zu Lasten des Pflanzstreifens wird von der freien Land-
schaft her kaum wahrzunehmen sein. Die verbleibende Breite des Pflanzstreifens von 
15,0 m ist als Ortsrandeingrünung ausreichend.  
 
Bewertung 
 
Erhebliche Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Landschaft sind nicht zu erwarten. 
 
2.1.6 Schutzgut biologische Vielfalt 
 
Beschreibung 
 
Der Begriff der biologischen Vielfalt wird in Artikel 2 Abs. 2 des Gesetzes vom 30. August 
1993, BGBl. 1993 II S. 1741, definiert. 
 
Unter dem Begriff „biologische Vielfalt“ oder „Biodiversität“ versteht man die Vielfalt der Ar-
ten, die Vielfalt der Lebensräume und die genetische Vielfalt innerhalb der Tier- und Pflan-
zenarten. 
 
Eine nennenswerte biologische Vielfalt ist im Plangebiet nicht anzutreffen. 
 
Bewertung 
 
Erhebliche Auswirkungen auf die biologische Vielfalt sind daher nicht zu erwarten. 
 
2.1.7 Natura 2000-Gebiete 
 
Beschreibung 
 
Natura 2000 ist ein EU-weites Netz von Schutzgebieten zum Erhalt der in der EU gefährde-
ten Lebensräume und Arten. Es setzt sich zusammen aus den Schutzgebieten der Vogel-
schutz-Richtlinie (Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2. April 1979 über die Erhaltung der 
wildlebenden Vogelarten) und den Schutzgebieten der Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie (Richt-
linie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume 
sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen). 
 
FFH- oder EU-Vogelschutzgebiete sind von der Planung nicht betroffen. 
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Bewertung 
 
Auswirkungen auf FFH- oder EU-Vogelschutzgebiete sind daher nicht gegeben. 
 
2.1.8  Schutzgut Mensch 
 
Beschreibung 
 
Für die im Nahbereich des Plangebietes lebenden und/oder arbeitenden Menschen (insbe-
sondere Ortslage Niederheid und GE Fürthenrode) könnten im Zusammenhang mit der an-
gestrebten zusätzlichen Bebauung Auswirkungen auf deren Umfeld (zusätzliche Immissio-
nen, visuelle Beeinträchtigungen, Erholungsfunktion etc.) von Bedeutung sein. Ebenso sind 
solche aufgrund der jetzigen Gegebenheiten vorhandenen Einwirkungen auf zukünftig im 
Plangebiet arbeitende und ggf. ausnahmsweise wohnende Menschen (sog. Betriebsleiter-
wohnungen) zu betrachten. 
 
Das Plangebiet kann schon heute gewerblich genutzt werden. Es besitzt keine Naherho-
lungsqualität. Auch eine visuelle Erholungsfunktion des wahrnehmbaren Landschaftsbildes 
ist aufgrund der Vergrößerung der Baufläche zu Lasten des Pflanzstreifens nicht gegeben. 
 
Bewertung 
 
Es werden keine erholungsbedeutsamen Flächen in Anspruch genommen, sodass insofern 
erhebliche Umwelteinwirkungen auf die Menschen im Bereich der vorhandenen Bebauung 
nicht zu erwarten sind.  
 
Immissionskonflikte mit den vorhandenen Wohnnutzungen sind bei gewerblicher Nutzung 
grundsätzlich denkbar. Denkbar sind auch solche Konflikte im Zusammenhang mit den im 
Plangebiet möglicherweise ausnahmsweise wohnenden Menschen. Aufgrund der Festset-
zungen des Bebauungsplanes (Gliederung nach dem Abstandserlass) ist von einer Erheb-
lichkeit dieser Auswirkungen nicht auszugehen.  
 
2.1.9 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
 
Beschreibung 
 
Kultur- oder Sachgüter sind im Plangebiet nicht bekannt. 
 
Bewertung 
 
Erhebliche Umweltauswirkungen auf Kultur- oder sonstige Sachgüter sind nicht zu erwarten. 
 
2.1.10 Wechselwirkungen 
 
Im Rahmen der Umweltprüfung sind neben den einzelnen Schutzgütern auch die Wechsel-
wirkungen unter diesen zu berücksichtigen, da sie sich in unterschiedlichem Maße gegensei-
tig beeinflussen können. Diese Wirkungsketten sind mit zu betrachten, um ggf. Sekundäref-
fekte oder Summationswirkungen erkennen und bewerten zu können. 
 
Beschreibung 
 
Wechselwirkungen sind zwischen den Schutzgütern Tiere/Pflanzen und Boden vorhanden, 
da Boden als Lebensraum entzogen wird. Weiterhin sind Wechselwirkungen zwischen den 
Schutzgütern Luft/Klima sowie Mensch vorhanden. 
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Bewertung 
 
Die Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern führen nicht zu zusätzlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen. 
 
2.1.11 Emissionen, Abfälle 
 
Beschreibung/Bewertung 
 
Es handelt sich um eine Angebotsplanung. Zwar wird die Flächennutzungsplanänderung 
durchgeführt mit dem Ziel, die Ansiedlung eines ortsansässigen Kfz-Handels zu ermöglichen, 
jedoch wäre grundsätzlich auch eine Vielzahl anderer gewerblicher Nutzungen denkbar und 
nach den Festsetzungen des Bebauungsplanes zulässig. 
 
Eine Prognose der Umweltauswirkungen ist insofern nicht möglich und bleibt nachfolgenden 
Verfahren überlassen. 
 
2.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes 
 
2.2.1 Bei Durchführung der Planung 
 
Mit der Planung sind die unter Nr. 2.1 genannten erheblichen Umweltauswirkungen auf die 
Schutzgüter Tiere und Pflanzen sowie Boden zu erwarten und Umweltauswirkungen auf das 
Schutzgut Wasser.  
 
2.2.2 Bei Nicht-Durchführung der Planung 
 
Ohne die Flächennutzungsplanänderung wäre die Fläche schon heute weitestgehend ge-
werblich nutzbar. 
  
Andererseits würde durch die Verkleinerung der Pflanzfläche Tieren und Pflanzen nicht po-
tenzieller Lebensraum entzogen, zusätzlicher Boden würde nicht versiegelt und es würden 
ggf. keine zusätzlichen gewerblichen Emissionen entstehen. 
 
Andererseits würden erforderliche, gewerbliche Expansionsmöglichkeiten fehlen, und damit 
wäre der Standort des vorhandenen Kfz-Betriebes in Geilenkirchen und die damit verbunden 
Arbeitsplätze gefährdet.  
 
2.3   Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger 

Auswirkungen 
 
Die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der Landschafts-
pflege sind nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB in der Abwägung zu berücksichtigen. Im Besonde-
ren sind auf der Grundlage der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung gemäß § 1 a Abs. 3 
BauGB in Verbindung mit § 14 Abs. 1 BNatSchG auch die Vermeidung und der Ausgleich 
voraussichtlicher erheblicher Beeinträchtigungen der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushaltes zu beurteilen.  
 
Die Eingriffe bzw. erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen sind nicht zu vermeiden.  
 
Die einzelnen Überlegungen/Abwägungen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
aller nachteiligen Umweltauswirkungen werden nachfolgend bezogen auf die jeweiligen 
Schutzgüter konkretisiert. Dabei werden die mit der Planung verbundenen unvermeidbaren 
Belastungen gesondert herausgestellt. 
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2.3.1 Schutzgut Tiere und Pflanzen / Eingriff in Natur und Landschaft 
 
Durch die zusätzliche Flächenversiegelung wird Tieren und Pflanzen potenzieller Lebens-
raum entzogen.  
 
Maßnahmen zur Verringerung dieser Eingriffe sind im Plangebiet kaum möglich.  
 
Der durch die Planung verursachte Eingriff in Natur und Landschaft wird im Rahmen der 2. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 96 bilanziert und über Ausgleichsmaßnahmen ent-
schieden. Auf das Bebauungsplanverfahren wird verwiesen.   
 
2.3.2 Schutzgut Boden 
 
Durch die Realisierung der Planung wird im Bereich der Flächenversiegelungen in den Bo-
denhaushalt eingegriffen. Dies ist unvermeidbar. Darstellungen zur Verringerung der Flä-
chenversiegelungen sind nicht möglich.  
 
Der durch die Planung verursachte Eingriff in Natur und Landschaft wird im Rahmen der 2. 
Änderung des Bebauungsplanes Nr. 96 bilanziert und über Ausgleichsmaßnahmen ent-
schieden. Auf das Bebauungsplanverfahren wird verwiesen.   
 
2.3.3 Schutzgut Wasser 
 
Je nach Ausgestaltung der gewerblichen Nutzungen wurde ein erhöhtes Risiko von Schad-
stoffeinträgen in das Grundwasser festgestellt. Allerdings ist es nicht möglich, durch Darstel-
lungen im Flächennutzungsplan dieses Risiko zu minimieren. Daher wird auf nachfolgende 
Verfahren verwiesen. 
 
2.4   Anderweitige Planungsmöglichkeiten 
 
Die Erweiterung der überbaubaren Fläche ist erforderlich. Ein anderweitiger Standort für die 
Umsiedlung des Kfz-Betriebes ist derzeit nicht vorhanden 
 
3.   Zusätzliche Angaben 
 
3.1   Verwendete technische Verfahren 
 
Weitere technische Verfahren werden nicht benötigt. 
 
Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Angaben, z. B. technische Lücken oder feh-
lende Kenntnisse, sind nicht aufgetreten. 
 
3.2 Beschreibung geplanter Maßnahmen zur Überwachung der erheblichen Um-

weltauswirkungen 
 
Überwachungsmaßnahmen sind zurzeit nicht vorgesehen. 
 
3.3   Zusammenfassung 
 
Das Plangebiet liegt in Geilenkirchen-Niederheid, östlich der Landstraße (ehemals B 221). 
Es handelt sich um einen Teil des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes Nr. 96 der Stadt 
Geilenkirchen vom 29.06.2002. Seine Größe beträgt ca. 1, 8 ha.  
 
Das Gebiet ist bislang unbebaut und landwirtschaftlich genutzt. Es besteht die Absicht, im 
Rahmen einer Betriebserweiterung ein in Geilenkirchen ortsansässiges Autohaus dort 
anzusiedeln.  Ziel und Zweck der Planung ist es, eine Vergrößerung der überbaubaren 
Fläche im parallel aufgestellten Bebauungsplan Nr. 96, 2. Änderung, so zu ermöglichen, 
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dass die Gewerbefläche für die Expansionsabsichten des Interessenten auskömmlich und 
damit sein Fortbestehen in Geilenkirchen gesichert wird.  
 
Bezogen auf das Schutzgut Tiere und Pflanzen wird diesen durch die zusätzlich mögliche 
Flächenversiegelung Lebensraum entzogen. Es entsteht ein Eingriff in Natur und Landschaft 
für den auf das Bebauungsplanverfahren verwiesen wird.  
 
Es wurde zudem eine Artenschutzprüfung durchgeführt mit dem Ergebnis, dass die Zugriffs-
verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG durch die 66. Flächennutzungsplanänderung der Stadt 
Geilenkirchen nicht verletzt werden. 
 
In Bezug auf das Schutzgut Boden ist ebenfalls von einer Erheblichkeit der Umweltauswir-
kungen und einem Kompensationsbedürfnis auszugehen, dass im Rahmen der o. a. Aus-
gleichsmaßnahmen befriedigt werden soll. 
 
Je nach Ausgestaltung der gewerblichen Nutzung können sich Auswirkungen auf das 
Schutzgut Wasser ergeben. Maßnahmen bleiben insofern ggf. nachfolgenden Verfahren 
überlassen. Weitere erhebliche Umweltauswirkungen werden nicht prognostiziert. 
 
Geilenkirchen, 19.06.2012 
Der Bürgermeister 
i.A.  

 
Nossek 
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